
 

  

S 9 R 1190/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 10.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Ein atypischer Fall ist zu verneinen,

wenn der Leistungsempfänger vorsätzlich
gegen seine Mitteilungspflichten (hier:
Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherung) verstoßen hat.
2. Eine fehlerhafte Datensatzübermittlung
durch die Krankenkasse ist dem
Rentenversicherungsträger nicht
zuzurechnen, auch nicht unter dem
Gesichtspunkt einer sog.
Funktionseinheit.

Normenkette SGB 10 § 48 Abs 1 S 2 Nr 2
SGB 10 § 48 Abs 1 S 2 Nr 4
SGB 6 § 106
SGB 6 § 106a

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 R 1190/18
Datum 07.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 R 39/20
Datum 25.05.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Konstanz vom 07.11.2019 teilweise, unter ZurÃ¼ckweisung der Berufung
der Beklagten im Ã�brigen, aufgehoben und der Tenor wie folgt neu
gefasst:

Der Bescheid der Beklagten vom 23.08.2017 (betreffend Beitragszuschuss zur
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Kranken- und Pflegeversicherung) in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
03.05.2018 wird hinsichtlich der Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998
(betreffend Zuschuss zur Krankenversicherung) fÃ¼r den Monat April 2002 und
hinsichtlich der Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (betreffend Zuschuss zur
Pflegeversicherung) fÃ¼r den Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 sowie
hinsichtlich eines Erstattungsbetrags von 278,86 â�¬ aufgehoben. Im Ã�brigen wird
die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten (nur noch) Ã¼ber die Aufhebung der Bewilligung von
ZuschÃ¼ssen zur gesetzlichen Kranken- (GKV) und sozialen Pflegeversicherung
(SPV) fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.01.2017 und die Erstattung
Ã¼berzahlter ZuschÃ¼sse.

Der 1936 geborene KlÃ¤ger war bis Ende MÃ¤rz 1997 bei der Fa. T1 (M1) F1 als
Mechaniker beschÃ¤ftigt. Im Anschluss daran war er arbeitslos und bezog von Mitte
Juli 1997 bis Ende MÃ¤rz 1998 Arbeitslosengeld. Wegen der weiteren Einzelheiten
der rentenrechtlichen Versicherungszeiten wird auf den Versicherungsverlauf vom
03.04.1998 (AnlageÂ 2 des Rentenbescheids vom 03.04.1998) Bezug genommen.

Seit Anfang der 1990er Jahre war der KlÃ¤ger bei der BKK M1 in der GKV freiwillig
versichert. Mitte Dezember 1997 beantragte er bei der RechtsvorgÃ¤ngerin der
Beklagten, der Landesversicherungsanstalt WÃ¼rttemberg (zukÃ¼nftig einheitlich
nur Beklagte), Altersente und mit von ihm unterschriebenem Formantrag am
07.01.1998 einen Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung. In Letzterem
verneinte er die Frage nach Versicherungspflicht bei einer gesetzlichen
Krankenkasse. Der Antrag enthielt auch den Passus, dass sich der Antragsteller u.a.
verpflichtet, die Beendigung der freiwilligen Krankenversicherung, den Beginn einer
Versicherungspflicht in der Krankenversicherung und jede Ã�nderung des
PflegeversicherungsverhÃ¤ltnisses (z.B. Eintritt von Versicherungspflicht)
unverzÃ¼glich der Beklagten anzuzeigen.

Mit Rentenbescheid vom 03.04.1998 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger
beginnend ab dem 01.04.1998 Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach
Altersteilzeit. Mit Bescheiden vom 17.06.1998 gewÃ¤hrte sie ihm sodann
antragsgemÃ¤Ã� einen Zuschuss zur Kranken- und zur Pflegeversicherung jeweils
beginnend ab dem 01.05.1998 und berechnete die Rente fÃ¼r die Zeit ab dem
01.05.1998 neu; die Bewilligung eines Beitragszuschusses fÃ¼r April 1998 lehnte
die Beklagte unter Hinweis auf die Pflichtversicherung in der GKV Ã¼ber das
Arbeitsamt ab. In den Zuschussbescheiden wurde u.a. darauf hingewiesen, dass der
Anspruch auf Beitragszuschuss mit der Aufgabe oder dem Ruhen der freiwilligen
Krankenversicherung und bei Eintritt von Krankenversicherungspflicht entfalle.
Daher bestehe die gesetzliche Verpflichtung, der Beklagten jede Ã�nderung des
Kranken- und PflegeversicherungsverhÃ¤ltnisses und jede Ã�nderung der
BeitragshÃ¶he unverzÃ¼glich mitzuteilen.
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In der Folge berechnete die Beklagte die Rente des KlÃ¤gers mehrmals neu, weil
sich Ã�nderungen in der HÃ¶he der gewÃ¤hrten ZuschÃ¼sse ergaben (Bescheid
vom 15.02.2002: ab 01.01.2002 68,14Â â�¬ monatlich GKV und 8,58 â�¬
monatlich SPV; Bescheid vom 08.03.2004: ab 01.04.2004 70,34 â�¬ monatlich GKV;
Bescheid vom 13.09.2006: ab 01.11.2006 59,40 â�¬ monatlich GKV; Bescheid vom
11.02.2008: ab 01.04.2008 67,57 â�¬ monatlich GKV; Bescheid vom 14.12.2008:
ab 01.01.2009 77,32 â�¬ monatlich GKV; Bescheid vom 17.12.2010: ab 01.01.2011
79,19 â�¬ monatlich GKV) bzw. weil ab dem 01.04.2004 ein Zuschuss zur SPV von
Gesetzes wegen nicht mehr zu gewÃ¤hren war, weswegen der entsprechende
Bewilligungsbescheid vom 17.06.1998 mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufgehoben
wurde (Bescheid vom 08.03.2004). In den Bescheiden wies die Beklagte jeweils
darauf hin, dass die in frÃ¼heren Bescheiden genannten Mitteilungspflichten nach
wie vor gÃ¶lten und dass ihr UmstÃ¤nde, die den Leistungsanspruch oder die
HÃ¶he der Leistung beeinflussen kÃ¶nnen, umgehend mitzuteilen seien.

Mit Telefaxschreiben vom 16.11.2016 (Bl. 1 VerwA) teilte die BKK M1 der Beklagten
mit, dass dort festgestellt worden sei, dass dem KlÃ¤ger ein Beitragszuschuss
gewÃ¤hrt werde, obgleich dieser seit dem 01.04.2002 in der Krankenversicherung
der Rentner (KVdR) pflichtversichert sei (â��fehlerhaft geschlÃ¼sseltâ��, s. Bl. 6
VerwA); sie fÃ¼gte ihrem Schreiben eine â��Kopie der gemeldeten
Ã�nderungsmeldungâ�� (genauer: die Kopie eines Screenshots ihres elektronischen
EDV-Programms) bei.

Unter dem 10.01.2017 erstellte die Beklagten einen Rentenbescheid (Bl. 3 VerwA),
in dem sie die Altersrente des KlÃ¤gers ab dem 01.04.2002 zu dessen Ungunsten
neu berechnete und ausfÃ¼hrte, dass Rentenanpassung durchzufÃ¼hren und ein
geÃ¤nderter Beitragssatz fÃ¼r die Berechnung der BeitrÃ¤ge zu
Krankenversicherung ab dem 01.03.2015 zu Grunde zu legen sei sowie dass sich ab
dem 01.01.2017 der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung bzw. sich das
PflegeversicherungsverhÃ¤ltnis geÃ¤ndert habe; fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis
zum 31.01.2017 ergebe sich eine Ã�berzahlung i.H.v. insgesamt 19.453,62 â�¬, die
vom KlÃ¤ger zu erstatten sei, wobei davon ein Betrag von 13.337,81Â â�¬ auf zu
Unrecht gezahlte ZuschÃ¼sse zur GKV und ein Betrag von 210,72 â�¬ auf zu
Unrecht gezahlte ZuschÃ¼sse zur SPV entfiele (zusammen mithin 13.548,53Â â�¬).
Wegen der weiteren Einzelheiten der Rentenberechnung und der geltend
gemachten Ã�berzahlung wird auf den Bescheid nebst Anlage verwiesen.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers (s. das AnhÃ¶rungsschreiben vom 10.01.2017, Bl. 5
VerwA, welches dem KlÃ¤ger am 13.02.2017 in der AuÃ�enstelle der Beklagten in
F1 erlÃ¤utert und ausgehÃ¤ndigt worden war; entsprechend der Weisung der
Beklagten an die AuÃ�enstelle vom 16.01.2017 nicht jedoch der Bescheid vom
10.01.2017, Bl. 7 VerwA,) und Stellungnahme seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten
(Schreiben vom 09.03.2017, Bl. 14Â ff. VerwA) hob die Beklagte mit Bescheid vom
23.08.2017 den Bescheid vom 17.06.1998 Ã¼ber die Bewilligung eines
Beitragszuschusses mit Wirkung ab dem 01.04.2002 gestÃ¼tzt auf Â§ 48 Abs. 1
Satz 2 Nrn. 2 bis 4 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) auf. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im Wesentlichen an, dass der KlÃ¤ger ab diesem
Zeitpunkt wegen seiner Pflichtversicherung in der GKV keinen Anspruch auf einen
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Beitragszuschuss mehr habe. Aufgrund der Belehrungen im Bescheid vom
17.06.1998 habe er dies auch erkennen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, zumal er nach
Beendigung der freiwilligen Versicherung auch keine entsprechenden (freiwilligen)
BeitrÃ¤ge mehr entrichtet habe. Dies ergebe sich nicht zuletzt aus dem vom
KlÃ¤ger selbst vorgelegten Schreiben der BKK M1 an ihn vom 09.04.2002. Im
Ã�brigen habe die Beklagte erst durch die Mitteilung der BKK M1 von Mitte
November 2016 Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der Ã¼ber den 31.03.2002
hinaus gewÃ¤hrten (Zuschuss-)Zahlungen erlangt. Eine maschinelle
DatensatzÃ¼bermittlung der Krankenkasse von Ende MÃ¤rz 2002 habe sie nicht
erhalten; das von der BKK M1 ausgedruckte Datensatzblatt beinhalte auch keinen
Nachweis Ã¼ber die Ã�bermittlung bzw. den Empfang. Ohnehin Ã¤ndere dies nichts
daran, dass der KlÃ¤ger selbst verpflichtet gewesen sei, der Beklagten die
Ã�nderung seines Krankenversicherungsstatus mitzuteilen, worÃ¼ber er
namentlich im Bescheid vom 17.06.1998 ausdrÃ¼cklich belehrt worden sei. Es
lÃ¤gen auch keine UmstÃ¤nde vor, die geeignet wÃ¤ren, im Wege des Ermessens
von der Aufhebung und der vollen RÃ¼ckforderung des Ã¼berzahlten Betrags
abzusehen. Der KlÃ¤ger habe vielmehr die sich fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis
31.01.2017 ergebende BeitragszuschussÃ¼berzahlung i.H.v insgesamt 13.548,53
â�¬ gemÃ¤Ã� Â§ 50 SGB X zu erstatten. AuÃ�erdem werde â��der
Ã�nderungsbescheid vom 10.01.2017 Bestandteil dieses Bescheidesâ��.

Mit weiterem Bescheid vom selben Tag verfÃ¼gte die Beklagte hinsichtlich der in
der Zeit vom 01.01.2013 bis 31.01.2017 nicht einbehaltenen Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge i.H.v. 5.905,09 â�¬ die Aufrechnung mit der Rente
des KlÃ¤gers; wegen der diesbezÃ¼glichen Einzelheiten wird auf den Bescheid
verwiesen.

Beide Bescheide â�� nicht jedoch der Bescheid vom 10.01.2017 â�� wurden den
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers mit Ã�bersendungsschreiben der Beklagten
vom 23.08.2017 Ã¼bermittelt (Bl. 19 VerwA).

Mit seinem Widerspruch vom 22.09.2017 gegen die Bescheide vom 23.08.2017
machte der KlÃ¤ger zusammengefasst geltend, dass die BKK M1 die Beklagte
Ã¼ber die â��Umstellungâ�� des VersicherungsverhÃ¤ltnisses seinerzeit informiert
habe. Dies sei dem KlÃ¤ger seitens der Krankenkasse im September 2002
bestÃ¤tigt worden, er habe sich dereinst vermerkt â��privaten
Krankenversicherung gekÃ¼ndigtâ��, wobei er die freiwillige GKV damals so
bezeichnet habe. Eine mÃ¶gliche Pflichtverletzung des KlÃ¤gers sei nicht zu
erkennen, die Ã�berzahlung beruhe vielmehr auf einem Versagen in der Abwicklung
zwischen der Krankenkasse und der BKK M1. AuÃ�erdem sei die damalige
Ã�nderung des VersicherungsverhÃ¤ltnisses nicht in der Person des KlÃ¤gers
begrÃ¼ndet, sondern einer GesetzesÃ¤nderung (gemeint: der erleichterte Zugang
zur KVdR in Folge von Bundesverfassungsgericht â�� BVerfG â�� 15.03.2000, 1 BvL
16/96 u.a., BGBl. I S. 1300) geschuldet gewesen (Hinweis auf Schreiben der BKK M1
vom 09.04.2002). Deswegen und auf Grund des Schreibens seiner Krankenkasse sei
er davon ausgegangen und habe auch davon ausgehen mÃ¼ssen, dass er sich um
nichts zu kÃ¼mmern brauche und ihn keine Mitteilungspflicht treffe. Es sei fÃ¼r ihn
auf Grund der Mitteilung der Krankenkasse, dass die KVdR â��gÃ¼nstigerâ�� sei,
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auch logisch gewesen, dass der Auszahlungsbetrag gleichbleibe, aber kein
zusÃ¤tzlicher Beitrag abgefÃ¼hrt werden mÃ¼sse. Er habe mit seinem
â��technischen Hintergrundâ�� die Ã�berzahlung nicht erkennen kÃ¶nnen, mit den
â��sozialversicherungsrechtlichen Feinheitenâ�� kenne er sich nicht aus. Mit der
â��aktuellen Korrektur der Beitragspflichtenâ�� sei er im Ã�brigen einverstanden,
nicht jedoch mit der RÃ¼ckforderung von Beitragszuschussleistungen und
Kranken-/PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen i.H.v. insgesamt 19.453,62 â�¬.

Mit Widerspruchsbescheid vom 03.05.2018 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers gegen die Bescheide vom 23.08.2017 zurÃ¼ck. Unter Darlegung der
rechtlichen Grundlagen wurde zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger
seiner gesetzlichen Mitteilungspflicht gegenÃ¼ber der Beklagten hinsichtlich seines
Wechsels in die gesetzliche Krankenpflichtversicherung zumindest grob fahrlÃ¤ssig
nicht nachgekommen sei, obgleich er sowohl in den Bescheiden vom 17.06.1998
sowie in spÃ¤teren Bescheiden ausdrÃ¼cklich auf diese Pflicht hingewiesen worden
sei. Daran Ã¤ndere es auch nichts, dass die Krankenkasse den Wechsel in die KVdR
der Beklagten nicht mitgeteilt habe, zumal sich dies dem KlÃ¤ger habe
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, nachdem er selbst angegeben habe, wegen der
Krankenversicherung im September 2002 noch einmal bei der BKK M1
vorgesprochen zu haben. Ohnehin habe der KlÃ¤ger nicht davon ausgehen
dÃ¼rfen, dass er weiterhin einen Zuschuss zu seinen Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen erhÃ¤lt, obgleich er wegen Eintritts in die KVdR gar
keine BeitrÃ¤ge mehr an die BKK M1 entrichtet habe. Im Rahmen der
ErmessenausÃ¼bung (â��atypischer Fallâ��) komme der BÃ¶sglÃ¤ubigkeit des
KlÃ¤gers maÃ�gebliche Vorrangbedeutung zu, weil er seiner Mitteilungspflicht
gegenÃ¼ber der Beklagten trotz entsprechender Belehrung bereits in seinem
Antrag von Januar 1998, in den Bescheiden vom 17.06.1998 sowie in nachfolgenden
Bescheiden Ã¼ber einem Zeitraum von mehr als einem Jahrzehnt nicht
nachgekommen sei, obgleich er namentlich bereits durch das Schreiben der BKK M1
vom 09.04.2002 Kenntnis Ã¼ber das Ende der freiwilligen Versicherung zum
31.03.2002 und den Beginn der Krankenversicherungspflicht ab 01.04.2002 gehabt
habe. Dies wiege derart schwer, dass bei einem BÃ¶sglÃ¤ubigen â�� wie dem
KlÃ¤ger â�� grundsÃ¤tzlich auch keine billigenswerten Interessen rechtlich
anzuerkennen seien, das schuldhaft Erlangte ganz oder teilweise zu behalten.
Dementsprechend sei die Aufhebung der Beitragszuschussbewilligungen fÃ¼r die
Zeit vom 01.04.2002 bis 31.01.2017 (GKV) bzw. bis 31.03.2004 (SPV) rechtmÃ¤Ã�ig
erfolgt und die Ã¼berzahlten ZuschÃ¼sse in diesem Zeitraum i.H.v. insgesamt
13.548,53 â�¬ seien vom KlÃ¤ger zu erstatten. Hinsichtlich der AusfÃ¼hrungen
zum Widerspruch des KlÃ¤gers gegen die verfÃ¼gte Einbehaltung von Kranken-
und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen (5.905,09 â�¬) sowie zur Aufrechnung mit der
laufenden Rente wird auf die BegrÃ¼ndung im Widerspruchsbescheid Bezug
genommen.

Am 04.06.2018 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Konstanz (SG) mit dem
Begehren Klage erhoben, die Bescheide vom 23.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 aufzuheben, soweit â�� sinngemÃ¤Ã� â��
damit von ihm eine Erstattung verlangt werde und BeitrÃ¤ge mit diesbezÃ¼glicher
Aufrechnung nachgefordert wÃ¼rden. Zur BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen
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sein Vorbringen aus dem Ausgangs- und Widerspruchsverfahren wiederholt und
vertieft. Mitteilungspflichten hÃ¤tten den KlÃ¤ger nicht getroffen, weil sich
seinerzeit nicht â��die VerhÃ¤ltnisseâ��, sondern der gesetzliche Rahmen
geÃ¤ndert habe. Auch habe es keine nachteilige Ã�nderung fÃ¼r den KlÃ¤ger
gegeben, die mitzuteilen gewesen wÃ¤re, da â��der Erhalt seiner Rente und die
Voraussetzungen seiner Mitgliedschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung nur
schwerlich in einen direkten Zusammenhang gebracht werden kÃ¶nntenâ��. Der
KlÃ¤ger habe zudem nicht fahrlÃ¤ssig gehandelt. Zwar habe er der Beklagten
tatsÃ¤chlich nicht mitgeteilt, dass er ab 01.04.2002 in der KVdR versichert gewesen
sei. Er sei aber aus gutem Grund gar nicht auf den Gedanken gekommen, dass dies
notwendig gewesen sein sollte. Er habe an seinem VersicherungsverhÃ¤ltnis nichts
verÃ¤ndert, sondern es hÃ¤tten sich vielmehr die rechtlichen Rahmenbedingungen
geÃ¤ndert. Die weitere Abwicklung habe zwischen der Kranken- und der
Rentenversicherung stattgefunden. Die BKK M1 habe den KlÃ¤ger explizit darauf
hingewiesen, dass sie alles fÃ¼r ihn erledige. Die Erwartung der Beklagten, dass
der KlÃ¤ger vor diesem Hintergrund seinerseits auf die Beklagte hÃ¤tte
â��zugehenâ�� und sie auf die Ã�nderung des Versicherungsstatus hÃ¤tte
hinweisen mÃ¼ssen, sei â��realitÃ¤tsfremdâ�� und â��abwegigâ��, zumal die
Beklagte ja selbst davon ausgehe, dass es einer Nachfrage des KlÃ¤gers bedurft
habe. Wenn eine Nachfrage zur KlÃ¤rung der Situation aber notwendig gewesen sei,
kÃ¶nne es fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht offensichtlich gewesen sein, dass der
gleichbleibende Zahlbetrag seiner Monatsrente fehlerhaft sei. Hinzukomme, dass
der Rentenauszahlbetrag eben gleichgeblieben sei. Etwas UnverÃ¤ndertes lÃ¶se
keine Irritierung aus. Wenn sich der Auszahlbetrag verÃ¤ndert hÃ¤tte, wÃ¤re die
Aufmerksamkeit des KlÃ¤gers weitaus wahrscheinlicher gewesen. SchlieÃ�lich
lÃ¤ge auch ein atypischer Fall vor. Die Vorgehensweise der beizuladenden BKK M1
im Jahr 2002 sei entscheidend und der Beklagten zuzurechnen. Dies hÃ¤tte die
Beklagte im Rahmen ihrer Ermessenentscheidung berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen,
ebenso wie das Alter des KlÃ¤gers und den langen Zeitraum von Ã¼ber 16 Jahren,
in denen weder der Beklagten noch der BKK M1 die VerÃ¤nderung des
Versicherungsstatus aufgefallen sei. Im Ã�brigen habe der KlÃ¤ger die
streitgegenstÃ¤ndlichen BetrÃ¤ge, die an ihn im Rahmen seiner monatlichen
Altersrente ausbezahlt worden seien, im Vertrauen auf die Richtigkeit der
Rentenleistung ausgegeben bzw. verbraucht.

Das SG hat bei der BKK M1 eine Auskunft eingeholt. Die Krankenkasse hat
Ausdrucke aus ihrem damaligen EDV-System vorgelegt (s. Datensatz vom
28.03.2002, Bl. 42 f. SG-Akte), aus denen sich ergebe, dass der maschinelle
Datensatz Ã¼ber den Eintritt des KlÃ¤gers in die Pflichtversicherung zum
01.04.2002 an die Rentenversicherung Ã¼bermittelt worden sei. Weitere
Unterlagen lÃ¤gen ihr nicht mehr vor.

Die Beklagte ist dem unter Hinweis darauf, dass dieser Datensatz bei ihr nicht
eingegangen sei, entgegengetreten und hat eine maschinelle Ã�bersicht Ã¼ber die
bei ihr eingegangen DatensÃ¤tze seit Rentenantragstellung des KlÃ¤gers vorgelegt
(Bl. 48 SG-Akte), in der ein Datensatz vom 28.03.2002 nicht aufgefÃ¼hrt ist.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG hat der KlÃ¤ger u.a. angegeben, dass
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er sich nicht mehr erinnern kÃ¶nne, ob er sich nach dem Schreiben der BKK M1 aus
2002 nochmals mit der Krankenversicherung in Verbindung gesetzt habe. Er habe
darauf vertraut, dass alles seine Richtigkeit habe. Nach dem Wechsel in die
Pflichtversicherung der KVdR habe er sich auch keine Gedanken gemacht, auch
nicht nach Erhalt der weiteren Bescheide der Beklagten.

Mit Urteil vom 07.11.2019, der Beklagten am 05.12.2019 zugestellt, hat das SG den
Bescheid vom 23.08.2017 (betreffend Beitragszuschuss zur Kranken- und
Pflegeversicherung) in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018
â��insoweit aufgehoben, als fÃ¼r den Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.01.2017
BeitragszuschÃ¼sse zur Krankenversicherung in HÃ¶he von 13.337,81 â�¬ und zur
Pflegeversicherung in HÃ¶he von 210,72 â�¬ zurÃ¼ckgefordert werdenâ�� und die
Klage im Ã�brigen (hinsichtlich des weiteren Bescheids vom 23.08.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 betreffend Einbehaltung von
Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen und Aufrechnung mit der Rente des
KlÃ¤gers) abgewiesen; es hat zudem angeordnet, dass die Beklagte die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu 2/3 zu erstatten hat. Zur BegrÃ¼ndung
â��betreffend der RÃ¼ckforderung zu Unrecht gezahlter BeitragszuschÃ¼sse zur
Kranken- und Pflegeversicherung fÃ¼r den Zeitraum vom 01.04.2002 bis
31.01.2017â�� hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger seit dem
01.04.2002 wegen seiner Pflichtversicherung in der KVdR keinen Anspruch mehr auf
BeitragszuschÃ¼sse gehabt habe und dass er grob fahrlÃ¤ssig seiner gesetzlichen
Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen sei. Indes liege ein atypischer Fall vor, weil
entweder der BKK M1 oder der Beklagten selbst ein Mitverschulden an der
Ã�berzahlung zukomme. Das damit erforderliche Ermessen auf der
Rechtsfolgenseite habe die Beklagte nicht fehlerfrei ausgeÃ¼bt, weil sie dieses
Mitverschulden nicht berÃ¼cksichtigt, sondern der BÃ¶sglÃ¤ubigkeit des KlÃ¤gers
eine maÃ�gebliche Bedeutung beigemessen habe. Wegen der weiteren Einzelheiten
wird auf die EntscheidungsgrÃ¼nde Bezug genommen.

Gegen die vom SG ausgesprochene Aufhebung richtet sich die 03.01.2020
eingelegte Berufung der Beklagten. Sie hat im Wesentlichen geltend gemacht und
im Einzelnen begrÃ¼ndet, dass dem KlÃ¤ger hinreichend bekannt gewesen sei,
dass er auch nach dem 01.04.2002 ZuschÃ¼sse zur Kranken- und
Pflegeversicherung erhalten habe und dass er verpflichtet gewesen sei, die
Ã�nderungen seines KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses der Beklagten
mitzuteilen. Der Meldedatensatz der BKK M1 sei ausweislich der vorgelegten
Ausdrucke â�� da widersprÃ¼chlich â�� fehlerhaft gewesen. Ein solcher
fehlerhafter Datensatz werde vollmaschinell an den Absender zur PrÃ¼fung und
Korrektur zurÃ¼ckgegeben, ohne dass der Datensatz dann bei der Beklagten
sichtbar oder gar abgelegt werde. Der Datensatz der Krankenkasse vom 28.03.2002
sei mithin nie bei der fÃ¼r die Sachbearbeitung zustÃ¤ndigen Stelle angekommen.
Zwar kÃ¶nne das Verschulden eines LeistungstrÃ¤gers einen atypischen Fall
darstellen. In der Regel reiche aber ein einfaches Verschulden hierfÃ¼r allein nicht
aus, sondern es bedÃ¼rfe eines qualifizierten behÃ¶rdlichen Fehlverhaltens. Ein
solches liege auf Seiten der Beklagten nicht vor. Sie habe vielmehr erstmals durch
die Mitteilung der BKK M1 vom 16.11.2016 Kenntnis Ã¼ber die Ã�nderung des
Kranken- und PflegeversicherungsverhÃ¤ltnisses des KlÃ¤gers erhalten. Ohnehin
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habe der KlÃ¤ger vorsÃ¤tzlich gehandelt, was einen atypischen Fall ausschlieÃ�e.
Ein etwaiges Verschulden der Beklagten oder der BKK M1 trete mithin im Rahmen
der AusÃ¼bung des Ermessens zurÃ¼ck.

Die Beklagte beantragt (sinngemÃ¤Ã�, vgl. Bl. 1 Senats-Akte),

das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 07.11.2019 abzuÃ¤ndern und die Klage
in vollem Umfang abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das SG habe zu Recht einen atypischen Fall und ein Mitverschulden der Beklagten
angenommen, zumal diese sich jedenfalls das Mitverschulden der BKK M1
funktionseinheitlich zurechnen lassen mÃ¼sse. AuÃ�erdem liege ein atypischer Fall
auch deswegen vor, weil der KlÃ¤ger hinsichtlich der HÃ¶he der RÃ¼ckforderung
und der nachzuentrichtenden BeitrÃ¤ge in besondere BedrÃ¤ngnis gerate, nachdem
sich die Summe wegen der VersÃ¤umnisse der BehÃ¶rden
(â��Systemversagenâ��) Ã¼ber insgesamt 14,5 Jahre aufgebaut habe. Dies alles
hÃ¤tte die Beklagte im Wege ihrer ErmessensausÃ¼bung berÃ¼cksichtigen
mÃ¼ssen, ebenso das fortgeschrittene Alter des KlÃ¤gers. DemgemÃ¤Ã� habe das
SG die in Rede stehende Verwaltungsentscheidung richtigerweise wegen einer
Ermessensunterschreitung aufgehoben.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (s. Bl. 57 und 60 Senats-Akte). 

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf die Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Prozessakten erster und zweiter
Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte und gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung der
Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§Â 124 Abs.
2 SGG entscheidet, ist zulÃ¤ssig und ganz Ã¼berwiegend auch begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist nur (noch) der Bescheid der Beklagten vom
23.08.2017 (gemeint ist auch im Folgenden, wenn nicht anders vermerkt, stets der
Bescheid von diesem Tag betreffend â��Beitragszuschuss zur Kranken- und
Pflegeversicherungâ��) in der Gestalt (Â§ 95 SGG) des Widerspruchsbescheids vom
03.05.2018 und dies auch nur insoweit, wie die Beklagte damit die Bewilligung des
Zuschusses zur GKV mit Bescheid vom 17.06.1998 fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002
bis 31.01.2017 und die Bewilligung des Zuschusses zur SPV mit weiterem Bescheid
vom 17.06.1998 fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 (nachdem sich dieser
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Bescheid fÃ¼r die Zeit ab dem 01.04.2004 bereits durch den bestandskrÃ¤ftigen
Aufhebungsbescheid vom 08.03.2004 erledigt hatte, Â§ 39 Abs. 2 SGB X) fÃ¼r die
Vergangenheit aufgehoben und fÃ¼r diese ZeitrÃ¤ume eine Erstattungspflicht des
KlÃ¤gers wegen Ã�berzahlung i.H.v. insgesamt 13.548,53 â�¬ verfÃ¼gt hat.

Nicht mehr gegenstÃ¤ndlich ist der weitere Bescheid der Beklagten vom
23.08.2017 (Einbehaltung von Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen und
Aufrechnung mit der Rente des KlÃ¤gers) in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 03.05.2018. Die dagegen gerichtete Klage hat das SG mit dem angefochtenen
Urteil (im Ã�brigen) abgewiesen und Berufung hat allein die Beklagte eingelegt; das
Urteil ist mithin insoweit rechtskrÃ¤ftig geworden (Â§ 141 Abs. 1 Nr. 1 SGG).

Von vornherein nicht Gegenstand des Rechtsstreits gewesen ist die Aufhebung der
Bewilligung des Zuschusses zur GKV fÃ¼r die Zeit ab dem 01.02.2017, denn bereits
in seiner WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 24.10.2017 hat der KlÃ¤ger hinsichtlich
des Bescheids vom 23.08.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
03.05.2018 artikuliert, dass er sich maÃ�geblich gegen die Erstattungsforderung
fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.01.2017 wendet und zugleich der Sache nach
eingerÃ¤umt, dass ihm der Beitragszuschuss zur GKV seither nicht mehr zusteht
bzw. â�� genauer -, dass er sich mit dessen Wegfall Ã¼ber den Zeitraum hinaus,
fÃ¼r den er der Beklagten eine Erstattung leisten soll, einverstanden erklÃ¤rt
(letzter Absatz der WiderspruchsbegrÃ¼ndung). DemgemÃ¤Ã� hat auch das SG das
Begehren der Sache nach aufgefasst und seine PrÃ¼fung insoweit zu Recht auf die
Zeit bis zum 31.01.2017 beschrÃ¤nkt (s. auch den Tenor des Urteils:
â��insoweitâ��, â��Zeitraum bis 31.01.2017â��).

Nachdem eine Erstattung bereits erbrachter Leistungen nach Â§ 50 Abs. 1 Satz 1
SGB X (dazu noch spÃ¤ter unten) indes zwingend zu erfolgen hat, soweit ein
Verwaltungsakt (hier die Bescheide vom 17.06.1998 hinsichtlich der o.a.
ZeitrÃ¤ume) aufgehoben worden ist, ist das Begehren des KlÃ¤gers bei
sachgerechter Auslegung (Â§ 123 SGG) von Anfang an dahingehend zu verstehen
gewesen â��Â was im Klageantrag (vgl. Â§ 106 Abs. 1 SGG) und im angefochtenen
Urteil, namentlich in dessen Tenor, nur unvollkommen zum Ausdruck gekommen ist
-, dass er sich nicht nur gegen die Erstattungsforderung i.H.v. 13.548,53 â�¬
gewandt hat, sondern auch gegen die Aufhebung der Bescheide vom 17.06.1998
fÃ¼r die mit dem Erstattungszeitraum korrespondierenden Monate April 2002 bis
MÃ¤rz 2004 (SPV) bzw. bis Januar 2017 (GKV), hingegen nicht eine darÃ¼ber
hinausgehende Aufhebung des Bescheids vom 23.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 geltend gemacht hat. DemgemÃ¤Ã� hat er
auch seinen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellten Klageantrag
ausdrÃ¼cklich auf die Zeit bis zum 31.01.2017 beschrÃ¤nkt, zumal ihm der
Beitragszuschuss zur GKV Ã¼ber den 31.01.2017 hinaus auch nicht mehr
ausgezahlt worden ist, weswegen die Beklagte eine Erstattung auch nur fÃ¼r die
Zeit bis dahin verfÃ¼gt hat. Damit ist der Bescheid vom 23.08.2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 fÃ¼r den Zeitraum ab 01.02.2017
bestandskrÃ¤ftig geworden (Â§ 77 SGG).

Soweit das SG lediglich die â��RÃ¼ckforderungâ�� fÃ¼r den Zeitraum vom
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01.04.2002 bis 31.01.2017 aufgehoben hat, entnimmt der Senat den
EntscheidungsgrÃ¼nden des Urteils respektive der dortigen Diskussion der
Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X noch hinreichend (zur Auslegung eines unklaren
Tenors unter Heranziehung des Tatbestands und der EntscheidungsgrÃ¼nde s. nur
Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 136
Rn.Â 5c m.w.N. zur hÃ¶chstrichterlichen Rspr.), dass es nicht nur die von der
Beklagten geltend gemachte Erstattungsforderung i.H.v. insgesamt 13.548,53 â�¬
kassieren wollte und kassiert hat, sondern auch und gerade die dieser zu Grunde
liegende Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-Zuschuss) fÃ¼r die Zeit
vom 01.04.2002 bis 31.01.2017 sowie des weiteren Bescheids vom 17.06.1998 (SPV-
Zuschuss) fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 jeweils mit Wirkung fÃ¼r
die Vergangenheit.

Nicht Gegenstand des Rechtsstreits â�� und zwar auch zu keinem Zeitpunkt
gewesen â�� ist zudem der in der Verwaltungsakte der Beklagten abgelegte
Rentenbescheid vom 10.01.2017. Es ist nicht ersichtlich und von der Beklagten
nicht einmal auch nur behauptet worden, dass dieser Bescheid dem KlÃ¤ger
Ã¼berhaupt bekannt gegeben worden ist (Â§ 39 Abs. 1 Satz 1 SGBÂ X). Zwar hat
die Beklagte im vorliegend in Rede stehenden Bescheid vom 23.08.2017
ausgefÃ¼hrt, dass der â��Ã�nderungsbescheid vom 10.01.2017 Gegenstand dieses
Bescheidsâ�� sei und im Widerspruchsbescheid ist hinsichtlich der
Zusammensetzung des Gesamtbetrags der Erstattungsforderung auf den Bescheid
vom 10.01.2017 Bezug genommen worden. Indes enthÃ¤lt die Verwaltungsakte
bezÃ¼glich dieses Bescheids keinerlei Abgangsvermerk, eine AushÃ¤ndigung an
den KlÃ¤ger bei seiner Vorsprache in der AuÃ�enstelle F1 ist ebenfalls â�� auf
ausdrÃ¼ckliche Innenweisung der Beklagten â��Â nicht erfolgt und in dem
Ã�bersendungsschreiben der Beklagten vom 23.08.2017 an die klÃ¤gerischen
ProzessbevollmÃ¤chtigten ist von dem Bescheid vom 10.01.2017 ebenfalls nicht die
Rede gewesen, geschweige denn war er diesem Schreiben beigefÃ¼gt. Auch
ansonsten haben die Beteiligten den Bescheid vom 10.01.2017 im Verfahren zu
keinem Zeitpunkt auch nur thematisiert und sonstige Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
dieser Bescheid dem KlÃ¤ger jemals bekanntgegeben worden ist, bestehen nicht.
Insoweit handelt es sich bei ihm mithin lediglich um ein Verwaltungsinternum ohne
(Ã¤uÃ�ere) Wirksamkeit gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger, woran der zitierte Passus im
Bescheid vom 23.08.2017 nichts Ã¤ndert, da dieser eine Bekanntgabe nicht ersetzt.
Ein der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung unterliegender Verwaltungsakt i.S.d. Â§ 31
Satz 1 SGB X lag mit dem Bescheid vom 10.01.2017 damit zu keinem Zeitpunkt vor.

Nur am Rande merkt der Senat an, dass die verwaltungsintern gebliebenen (s.o.)
â��Regelungenâ�� im Bescheid vom 10.01.2017 ohnehin nicht Ã¼ber die
VerfÃ¼gungen, die die Beklagte spÃ¤ter im Bescheid vom 23.08.2017 (mit
AuÃ�enwirkung gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger) getroffen hat, hinausgehen und dass
selbst dann, wenn der Bescheid vom 10.01.2017 gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger bekannt
gegeben worden wÃ¤re, sich in der vorliegenden Sache nichts Abweichendes
ergeben wÃ¼rde. Denn durch den Passus im Bescheid vom 23.08.2017 (s.o.)
wÃ¼rde dieser mit dem Bescheid vom 10.01.2017, jedenfalls soweit die
RegelungsgegenstÃ¤nde denselben Streitgegenstand betreffen (Aufhebung und
Erstattung fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.01.2017), rechtlich und qua
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entsprechender ausdrÃ¼cklicher Verlautbarung der Beklagten eine Einheit bilden,
sodass der Bescheid vom 10.01.2017 im Falle einer gerichtlichen (Teil-)Kassation
des Bescheids vom 23.08.2017 jedenfalls insoweit gegenstandslos wÃ¤re (vgl. Â§
39 Abs. 2 SGB X).

Unter Zugrundelegung all dessen hat die Berufung der Beklagten in der Sache ganz
Ã¼berwiegend Erfolg.

Zu Unrecht hat das SG (der Sache nach, s.o.) den Bescheid vom 23.08.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 hinsichtlich der dort
verfÃ¼gten Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-Zuschuss) fÃ¼r die
Zeit vom 01.05.2002 bis zum 31.01.2017 sowie hinsichtlich eines zur Erstattung
geforderten Betrags i.H.v. 13.269,67 â�¬ (13.548,53 â�¬ abzgl. 68,14Â â�¬ abzgl.
210,72 â�¬, s. dazu sogleich) aufgehoben. Der Bescheid vom 23.08.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 ist insoweit rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, sodass die dagegen statthaft
gerichtete Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG) des KlÃ¤gers unbegrÃ¼ndet
ist. In diesem Umfang ist die Berufung der Beklagten begrÃ¼ndet und das
angefochtene Urteil entsprechend aufzuheben.

UnbegrÃ¼ndet ist die Berufung der Beklagten hingegen insoweit, wie sie sich
(auch) gegen die vom SG (der Sache nach) ausgesprochene Kassation der
Aufhebung â�� durch den Bescheid vom 23.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 â�� des Bescheids vom 17.06.1998 (SPV-
Zuschuss) sowie des Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-Zuschuss) betreffend den
Monat April 2002 wendet; insoweit sind die angefochtenen
Verwaltungsentscheidungen rechtswidrig und verletzten den KlÃ¤ger in seinen
Rechten. Dies gilt entsprechend hinsichtlich der damit korrespondierenden
Erstattungsforderung i.H.v. 278,86 â�¬ (SPV-Zuschuss fÃ¼r die Zeit vom
01.04.2002 bis 31.03.2004: 210,72 â�¬; GKV-Zuschuss fÃ¼r April 2002:
68,14Â â�¬), sodass sich die von der Beklagten geltend gemachte
Erstattungsforderung von 13.548,53 â�¬ auf einen Betrag i.H.v. insgesamt
13.269,67 â�¬ (13.548,53 â�¬ abzgl. 210,72 â�¬ Erstattung SPV-Ã�berzahlung
abzgl. 68,14 â�¬ Erstattung GKV-Ã�berzahlung April 2002) reduziert. In diesem
Umfang (Kassation der Aufhebung der GKV-Bewilligung fÃ¼r April 2002 und
Reduktion des Erstattungsbetrags von 13.548,53 â�¬ auf 13.269,67 â�¬) kann das
angefochtene Aufhebungsurteil mithin weiter Bestand haben, sodass das
Rechtsmittel der Beklagten insoweit zurÃ¼ckzuweisen ist.

In Ansehung des vom rechtskundig vertretenen KlÃ¤ger nicht sachgerecht
gefassten Begehrens und des unklaren Tenors im SG-Urteil (s.o.) hat der Senat im
Rahmen des Berufungsantrags der Beklagten von seiner Befugnis als
Rechtsmittelgericht Gebrauch gemacht, in seinem Ausspruch den Tenor des
angefochtenen Urteils aus KlarstellungsgrÃ¼nden neu zu fassen.

Zu Recht hat die Beklagte die Zuschussbewilligung zur GKV mit Bescheid vom
17.06.1998 durch den Bescheid vom 23.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2002 (zum Monat
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April 2002 noch spÃ¤ter) bis 31.01.2017 â�� der darÃ¼ber hinausgehende
Zeitraum ist vom Senat nicht zu Ã¼berprÃ¼fen (s.o.) -, mithin fÃ¼r die
Vergangenheit, aufgehoben. Ebenso zu Recht fordert die Beklagte vom KlÃ¤ger
fÃ¼r diesen Zeitraum die Erstattung eines Betrags i.H.v. 13.269,67 â�¬ wegen
Ã¼berzahlter ZuschÃ¼sse zur GKV, sodass die ErstattungsverfÃ¼gung in dieser
HÃ¶he rechtmÃ¤Ã�ig ist.

Zutreffend hat die Beklagte als Rechtsgrundlage fÃ¼r ihre Aufhebungsentscheidung
Â§ 48 SGB X herangezogen. Danach (Abs.Â 1 Satz 1 der Regelung) ist ein
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsakts mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung
eintritt. Der Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden (Abs. 1 SatzÂ 2 der Regelung), soweit die
Ã�nderung zugunsten des Betroffenen erfolgt (Nr. 1), der Betroffene einer durch
Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung wesentlicher fÃ¼r ihn
nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht
nachgekommen ist (Nr. 2), nach Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsakts
Einkommen oder VermÃ¶gen erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur
Minderung des Anspruchs gefÃ¼hrt haben wÃ¼rde (Nr. 3), oder der Betroffene
wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch
kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen ist (Nr.
4).

Der grundsÃ¤tzliche Anspruch des KlÃ¤gers auf einen Beitragszuschuss zur
freiwilligen GKV und zur SPV wurde mit Bescheiden vom 17.06.1998 (auf
unbestimmte Zeit) festgestellt. Dem gegenÃ¼ber wurde mit dem Bescheid vom
08.03.2004 keine Neufeststellung der BeitragszuschÃ¼sse getroffen, sondern â��
wie sich aus der Tenorierung im genannten Bescheid ergibt â�� die ursprÃ¼ngliche
Bewilligung Ã¼ber die HÃ¶he des Zuschusses zur GKV sowie der Zuschuss zur SPV
ab 01.04.2004 aufgehoben. Auch mit den Bescheiden vom 15.02.2002, 08.03.2004,
13.09.2006, 11.02.2008, 14.12.2008 und 17.12.2010 wurde jeweils nicht erneut
Ã¼ber die Bewilligungen entschieden, sondern lediglich die HÃ¶he der jeweiligen
ZuschÃ¼sse neu berechnet (vgl. dazu Senatsurteil vom 22.05.2014, L 10 R 4623/12
, n.v.) respektive der Bewilligungsbescheid vom 17.06.1998 (SPV-Zuschuss) mit
Wirkung ab dem 01.04.2004 aufgehoben.

Die Bewilligungsbescheide vom 17.06.1998 waren zunÃ¤chst auch rechtmÃ¤Ã�ig.
Nach Â§ 106 Abs.Â 1 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der
Fassung vom 10.05.1995 und Â§Â 106a Abs.Â 1 Var. 1 SGB VI in der Fassung vom
26.05.1994 (sowie jeweils in allen wÃ¤hrend des von der Aufhebung erfassten
Zeitraums gÃ¼ltigen Fassungen) waren vom RentenversicherungstrÃ¤ger einem in
der GKV freiwillig bzw. in der SPV versicherten Rentenbezieher ZuschÃ¼sse zu den
Aufwendungen zu seiner Kranken- und Pflegeversicherung zu gewÃ¤hren. Diese
Voraussetzungen erfÃ¼llte der KlÃ¤ger bis 31.03.2002, weil er bis dahin als
Rentenbezieher in der GKV freiwillig sowie in der SPV versichert war, entsprechende
BeitrÃ¤ge zu zahlen hatte und auch tatsÃ¤chlich zahlte.
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Eine wesentliche Ã�nderung in den, den Zuschussbewilligungen zugrunde liegenden
rechtlichen VerhÃ¤ltnisse i.S.d. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X trat sodann mit Ablauf
des 31.03.2002 ein. Zu diesem Zeitpunkt entfiel der Anspruch auf die
BeitragszuschÃ¼sse, weil die freiwillige Krankenversicherung des KlÃ¤gers zum
selben Zeitpunkt kraft Gesetzes aufgrund des Eintritts einer Pflichtversicherung in
der KVdR (vgl. Â§ 5 Abs.Â 1 Satz 1 Nr. 11 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch
â��Â SGB V â�� in der Fassung vom 23.03.2002 und der o.g. Entscheidung des
BVerfG) endete (Â§ 191 Nr. 1 SGB V). Dem gemÃ¤Ã� zahlte der KlÃ¤ger an die BKK
M1 auch keine BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Krankenversicherung bzw. zur SPV mehr.
Er hatte somit ab dem 01.04.2002 (vgl. Â§Â§ 108, 100 Abs.Â 3 SGB VI) keinen
Anspruch mehr auf die GewÃ¤hrung von ZuschÃ¼ssen fÃ¼r eine freiwillige
Krankenversicherung oder die Pflegeversicherung bei freiwilliger
Krankenversicherung gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 106, 106a SGB VI.

Auch liegen die Voraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und 2 SGB X, unter
denen die Beklagte die Zuschussbewilligungen mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
aufheben durfte, jedenfalls fÃ¼r eine Aufhebung ab 01.05.2002 vor.

Zur Ã�berzeugung des Senats wusste der KlÃ¤ger auch unter BerÃ¼cksichtigung
seiner individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit jedenfalls seit dem 01.05.2002
positiv, dass der sich aus den Zuschussbewilligungen ergebende Anspruch auf
ZuschÃ¼sse zur GKV/SPV kraft Gesetzes seit dem 01.04.2002 weggefallen war (Â§
48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X). Denn er wusste ebenfalls, gerade auf Grund des
Schreibens der BKK M1 vom 09.04.2002, auf das er sich selbst ausdrÃ¼cklich
berufen hat, dass er seit dem 01.04.2002 nicht mehr freiwillig krankenversichert
war und keine BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Krankenversicherung mehr zahlte, also
keine entsprechenden Aufwendungen hatte. Dass der Eintritt von
Pflichtversicherung der Zuschussbewilligung entgegensteht, wusste er zudem
bereits auf der Grundlage des Rentenneuberechnungsbescheids vom 17.06.1998,
denn damit hatte die Beklagte seinen Antrag auf ZuschussgewÃ¤hrung zur GKV/SPV
hinsichtlich des Monats April 1998 ausdrÃ¼cklich mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt,
dass die GewÃ¤hrung wegen bestehender Pflichtversicherung in der GKV (seinerzeit
â��Ã¼ber das Arbeitsamtâ��) nicht in Betracht kommt. Dem KlÃ¤ger war zudem
auch klar, dass die Beklagte die ZuschÃ¼sse gerade fÃ¼r Aufwendungen zur
freiwilligen GKV bewilligte. Denn genau hierauf bezog sich sein Antrag, indem u.a.
explizit auf die â��tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r die Krankenversicherungâ��
hingewiesen wurde, und korrespondierend hierzu bewilligte die Beklagte die
ZuschÃ¼sse.

Dass der KlÃ¤ger geglaubt haben will, er habe einen Anspruch auf einen Zuschuss
zu Aufwendungen, die er tatsÃ¤chlich gar nicht mehr hatte, bewertet der Senat als
reine Schutzbehauptung, ebenso wie seine Behauptung, sich seinerzeit keine
â��Gedankenâ�� gemacht zu haben und sich an die seinerzeitige Bewilligung nicht
mehr erinnert zu haben. Denn dies Ã¤ndert zum einen nichts daran, dass er keine
Aufwendungen mehr zur GKV hatte â�� was er auch wusste, denn er zahlte keine
BeitrÃ¤ge mehr â�� und zum anderen war er erst kurz vor dem 01.04.2002 durch
den Rentenneuberechnungsbescheid vom 15.02.2002 darÃ¼ber informiert worden,
wie hoch seine ZuschÃ¼sse fÃ¼r seine GKV/SPV-BeitrÃ¤ge sind. Sein Vorbringen ist
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ohnehin schon widersprÃ¼chlich und nicht glaubhaft, wenn er einerseits behauptet,
die ZusammenhÃ¤nge seinerzeit nicht verstanden zu haben, anderseits sich aber
dahingehend eingelassen hat, sich â��nach dem Wechselâ�� in die KVdR
Ã¼berhaupt keine Gedanken gemacht zu haben. Entgegen dem klÃ¤gerischen
Vorbringen, das im Zusammenhang mit Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X sowieso am
Kern des Vorwurfs vorbeigeht (s. dazu auch noch spÃ¤ter), ist â��abwegigâ�� und
â��fernliegendâ��, dass der KlÃ¤ger sich zu keinem Zeitpunkt daran erinnert haben
will, dass er von einem SozialleistungstrÃ¤ger Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als
14 Jahren auf seinen eigenen Antrag hin Geldleistungen zum Ausgleich von
Aufwendungen erhalten hat, die er seit dem 01.04.2002 Ã¼berhaupt nicht mehr
hatte.

Dabei geht auch sein Vorbringen ins Leere, dass die Rentenzahlungen nicht
geringer geworden seien, denn dies verdeutlicht gerade, dass die ZuschÃ¼sse
weitergezahlt wurden und Ã¤ndert auch nichts daran, dass seine Beitragsleistungen
an die BKK M1 weggefallen waren und er Ã¼ber seine eigenen VerhÃ¤ltnisse
bestens informiert war, also wusste, dass keine freiwillige Krankenversicherung
mehr bestand.
Auch bewertet der Senat nach seiner Ã�berzeugung den Umstand, dass der KlÃ¤ger
nach eigener Angabe â�� woran er sich in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
SG nicht mehr erinnert haben will, was freilich die zuvor ausdrÃ¼cklich getÃ¤tigte
Angabe nicht in Frage stellt â�� im September 2002 bei der BKK M1 vorstellig
geworden war und sich dabei damit begnÃ¼gte, eine mÃ¼ndliche BestÃ¤tigung der
BKK M1 entgegen zu nehmen, dass eine Meldung zur Ã�nderung seines
Krankenversicherungsstatus an die Beklagte erfolgt sei â�� was im Ã�brigen fÃ¼r
die Bejahung der Voraussetzungen des Â§Â 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X ohne
Relevanz ist -, als Ausdruck seines Bestrebens, â��die Dinge weiterlaufen zu
lassenâ�� (i.S. eines â��Na wenn schonâ��), also den Bezug der nach wie vor zu
Unrecht bezogenen Zuschussleistungen nicht zu gefÃ¤hrden. Denn bei
pflichtgemÃ¤Ã�em, lauterem Verhalten hÃ¤tte es sich gerade aufgedrÃ¤ngt, die
BKK M1 direkt darauf hinzuweisen bzw. zur Sprache zu bringen, dass nach wie vor
von der Beklagten ein Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung gezahlt
werde, obgleich Ã¼berhaupt keine entsprechenden BeitrÃ¤ge an die BKK M1 mehr
gezahlt wurden, was der KlÃ¤ger â�� wie dargelegt â�� positiv wusste und was die
Krankenkasse bei jenem GesprÃ¤ch, so die Angaben des KlÃ¤gers, ausdrÃ¼cklich
auch nochmals bestÃ¤tigte. Umso mehr war ihm nach diesem GesprÃ¤ch auch
(weiterhin) klar, dass er keinen Anspruch (mehr) auf die von der Beklagten
weitergezahlten ZuschÃ¼sse im Zusammenhang mit der lÃ¤ngst beendeten
freiwilligen Krankenversicherung hatte.

Nicht nur dieses Verhalten bis September 2002, sondern auch der Umstand, dass
der KlÃ¤ger trotz der Bescheide vom 08.03.2004, 13.09.2006, 11.02.2008,
14.12.2008 und 17.12.2010, mit denen die Beklagte jeweils die HÃ¶he der GKV-
ZuschÃ¼sse neu berechnete, zu keinem Zeitpunkt gegenÃ¼ber der Beklagten die
Beendigung seiner freiwilligen GKV bereits seit 01.04.2002 offenbarte, bewertet der
Senat nicht nur als grob fahrlÃ¤ssig, sondern als mindestens eventualvorsÃ¤tzlich.

Es liegen zudem auch die Voraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X vor.
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Der KlÃ¤ger hat es â�� zur Ã�berzeugung des Senats ebenfalls vorsÃ¤tzlich â��
unterlassen, der Beklagten seine Beendigung der freiwilligen Versicherung
mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung war er gesetzlich verpflichtet. Dies ergibt sich aus 
Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGBÂ I), wonach
derjenige, der Sozialleistungen beantragt oder erhÃ¤lt, u.a. Ã�nderungen in den
VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die Leistung erheblich sind, unverzÃ¼glich mitzuteilen hat.

Ã�ber diese Pflicht ist er bereits in seinem Zuschussantrag ausdrÃ¼cklich,
eindeutig, klar und unmissverstÃ¤ndlich hingewiesen worden, denn dort wurde
ausgefÃ¼hrt, dass namentlich die â��Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherungâ�� der Beklagten unverzÃ¼glich mitzuteilen ist. Auch mit den
Bewilligungsbescheiden vom 17.06.1998 wurde der KlÃ¤ger entsprechend belehrt
(â��Der Anspruch auf BeitragszuschuÃ� entfÃ¤llt mit der Aufgabe oder dem Ruhen
der freiwilligen Krankenversicherung und bei Eintritt von
Krankenversicherungspflicht. Daher besteht die gesetzliche Verpflichtung, uns jede
Ã�nderung des KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses und jede Ã�nderung der
BeitragshÃ¶he unverzÃ¼glich mitzuteilen.â��) und in den zahlreichen
nachfolgenden Neuberechnungsbescheiden (s.o.) wurde darauf verwiesen bzw. â��
so etwa im Bescheid vom 13.09.2006 â��Â die Belehrung ausdrÃ¼cklich wiederholt
(â��Der Anspruch auf Beitragszuschuss fÃ¼r die freiwillige Krankenversicherung
entfÃ¤llt mit der Aufgabe oder dem Ruhen dieser Krankenversicherung, mit dem
Beginn der Beitragsfreiheit oder bei Eintritt von Krankenversicherungspflicht. Es
besteht die gesetzliche Verpflichtung, uns jede Ã�nderung des
KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses unverzÃ¼glich mitzuteilen.â��). Dass der
KlÃ¤ger dies alles â��vergessenâ�� oder nicht verstanden haben will, vermag der
Senat weder sachlich-inhaltlich nachzuvollziehen noch dem KlÃ¤ger zu glauben.

Auch in diesem Zusammenhang geht das klÃ¤gerische Vorbringen im Ã�brigen an
der Sache vorbei. Denn der Umstand, dass der KlÃ¤ger davon ausgegangen sein
will, die BKK M1 habe der Beklagten die Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherung ordnungsgemÃ¤Ã� mitgeteilt, Ã¤ndert nichts daran (vgl. nur
BSG 29.03.2022, B 12 KR 1/20 R, in juris, Rn. 32 m.w.N.), dass jedenfalls er als
Leistungsbezieher der BeitragszuschÃ¼sse der Beklagten (sic.) die Beendigung
gerade nicht mitgeteilt hat â�� was der KlÃ¤ger auch eingerÃ¤umt hat â�� und
dass allein ihn als Leistungsbezieher auch die gesetzliche Pflicht des Â§ 60 Abs. 1
Satz 1 Nr.Â 2 SGB I traf.

FÃ¼r die (hier vorsÃ¤tzliche) Verletzung der Mitteilungspflicht des KlÃ¤gers im
Zusammenhang mit Â§Â 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X kommt es auch Ã¼berhaupt
nicht entscheidend darauf an, ob die Nichtmitteilung durch den Versicherten kausal
fÃ¼r die Ã�berzahlung oder eine verspÃ¤tete Aufhebung eines
Bewilligungsbescheids gewesen ist, es reicht der sog.
Pflichtwidrigkeitszusammenhang aus, also die Nichtbeachtung von
Mitteilungspflichten, die die Erbringung von Leistungen gerade in dem konkreten
Zusammenhang verhindern sollen (BSG 09.02.2006, B 7a AL 58/05 R, in juris, Rn.
17 m.w.N.). Die Mitteilungspflicht des Â§ 60 Abs. 1 SGB I dient dazu, der
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde die Ã�berprÃ¼fung der LeistungsgewÃ¤hrung zu
ermÃ¶glichen. Insoweit kann nicht bezweifelt werden, dass die Pflicht, die
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Beendigung einer freiwilligen Krankenversicherung mitzuteilen, jedenfalls die
Zahlung eines Beitragszuschusses fÃ¼r die Zeit der Pflichtversicherung verhindern
soll (vgl. BSG a.a.O.).

Ohnehin hatte der KlÃ¤ger in Ansehung des Umstands, dass er trotz Wegfalls seiner
Aufwendungen zur freiwilligen Krankenversicherung weiterhin und durchgehend bis
Januar 2017 von der Beklagten ZuschÃ¼sse zu eben jenen weggefallenen
Aufwendungen erhielt, auch auf Grund des nur allgemein gehaltenen Schreibens
der BKK M1 vom 09.02.2002 â�� das an eine Vielzahl von Versicherten ging
(â��Guten Tag, sehr geehrtes Mitgliedâ��) â�� und der bloÃ� mÃ¼ndlichen
Auskunft von dort im September 2002 keinen belastbaren Anhaltspunkt dafÃ¼r,
dass die KVdR-Meldung tatsÃ¤chlich ordnungsgemÃ¤Ã� an die Beklagte abgegeben
worden war und dort auch hat zur Kenntnis genommen werden kÃ¶nnen. Dem steht
vielmehr gerade entgegen, dass der KlÃ¤ger den Zuschuss weiterhin von der
Beklagten erhielt, was er auch wusste (s.o.).

In diesem Zusammenhang verkennt der KlÃ¤ger auch, dass es hier nicht
maÃ�geblich um die â��Â tatsÃ¤chliche oder vermeintliche â�� Meldung der BKK
M1 geht. Denn die Meldepflicht nach Â§Â 201 Abs. 5 Satz 1 SGB V betrifft allein den
Eintritt von Versicherungspflicht und dient dazu, dem RentenversicherungstrÃ¤ger
die AbfÃ¼hrung der BeitrÃ¤ge (s. u.a. Â§ 255 SGB V) zu ermÃ¶glichen (Senatsurteil
vom 22.05.2014, L 10 R 4623/12; Senatsurteil vom 18.10.2012, L 10 R 1938/10,
beide n.v.; Peters in BeckOGK, SGB V, Â§ 201 Rn. 8, Stand 01.12.2014). Vorliegend
sind aber nicht (mehr) PflichtbeitrÃ¤ge zur GKV/SPV Gegenstand, sondern
gewÃ¤hrte BeitragszuschÃ¼sse. Hierauf, auf BeitragszuschÃ¼sse, bezieht sich die
o.g. Meldepflicht gerade nicht.

Auch ansonsten spielt es keine Rolle, ob der KlÃ¤ger dereinst die rechtlichen
UmstÃ¤nde seines Wechsels in die KVdR in Folge der Entscheidung des BVerfG
verstanden hat oder nicht. Es kommt allein darauf an, dass er zur Ã�berzeugung
des Senats wusste, dass er keine Aufwendungen mehr zur freiwilligen Versicherung
hatte, dass er wusste, dass er diese ZuschÃ¼sse gerade im Hinblick auf solche
Aufwendungen erhielt, dass er wusste, dass die ZuschÃ¼sse von der Beklagten
gleichwohl weitergezahlt wurden und dass er wusste, dass er ihr Ã¼ber die
Ã�nderung seines Krankenversicherungsstatus hÃ¤tte Mitteilung machen mÃ¼ssen.

Ohnehin erschlieÃ�t sich dem Senat in Gesamtschau des Verhaltens des KlÃ¤gers
respektive seines Unterlassens seit Mitte April 2002 nicht ansatzweise, auf Grund
welcher Sachlage er geglaubt haben will, dass â��alles seine Ordnungâ�� habe.
Das allgemeine Informationsschreiben der BKK M1 vom 09.04.2002 und die dortige
mÃ¼ndliche Auskunft im September 2002 konnten ihm Derartiges jedenfalls nicht
vermitteln, denn beides widersprach gerade der Lebenswirklichkeit (Weiterzahlung
der ZuschÃ¼sse trotz Wegfall der damit auszugleichenden Aufwendungen) und dies
wusste der KlÃ¤ger auch und nahm die Weiterzahlung der unrechtmÃ¤Ã�igen
ZuschÃ¼sse billigend in Kauf.

Damit liegen auf Tatbestandsseite die Voraussetzungen fÃ¼r eine Aufhebung der
Zuschussbewilligungen mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit nach Â§ 48 Abs. 1 Satz
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2 Nr. 4 und 2 SGB X vor.

Soweit die KlÃ¤gerseite (nur pauschal) gemeint hat, der KlÃ¤ger habe ob seines
Alters nicht alles Ã¼berblicken kÃ¶nnen, hat bereits die Beklagte zutreffend darauf
hingewiesen, dass der KlÃ¤ger zum 01.04.2002 gerade erst 66 Jahre alt gewesen ist
und dass aus dem Alter allein fÃ¼r ihn nichts GÃ¼nstiges abgeleitet werden kann.
Dem hat der Senat lediglich hinzuzufÃ¼gen, dass irgendwelche EinschrÃ¤nkungen
in der individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im streitigen
Zeitraum weder konkret dargetan noch sonst ersichtlich sind. Im Gegenteil, der
KlÃ¤ger war Ã¼ber seine sozialversicherungsrechtlichen Angelegenheiten im Bilde,
denn er suchte â�� so seine Angaben â��Â auf ein weiteres Schreiben der BKK M1,
indem es um freiwillige BeitrÃ¤ge ging, unverzÃ¼glich im September 2002 die
Krankenkasse auf, wo er sich, wie schon dargelegt, seine gesetzliche
Krankenversicherungspflicht bestÃ¤tigen lieÃ�.
Auf Rechtsfolgenseite des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X bedeutet das Wort â��sollâ��,
dass der LeistungstrÃ¤ger in der Regel den Verwaltungsakt rÃ¼ckwirkend aufheben
muss, er jedoch in atypischen FÃ¤llen nach seinem Ermessen hiervon abweichen
kann. Die Frage, ob ein atypischer Fall vorliegt, ist als Rechtsvoraussetzung im
Rechtsstreit von den Gerichten zu Ã¼berprÃ¼fen und zu entscheiden. Bei der
PrÃ¼fung, ob eine zur ErmessensausÃ¼bung zwingende Atypik des
Geschehensablaufs vorliegt, kommt es auf die UmstÃ¤nde des Einzelfalls an. Diese
mÃ¼ssen Merkmale aufweisen, die signifikant vom (typischen) Regelfall abweichen,
in dem die Rechtswidrigkeit eines ursprÃ¼nglich richtigen Verwaltungsakts
ebenfalls durch nachtrÃ¤gliche VerÃ¤nderung in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen eingetreten ist. Hierbei ist zu prÃ¼fen, ob die mit der
Aufhebung verbundene Pflicht zur Erstattung der zu Unrecht erhaltenen Leistungen
(Â§ 50 Abs. 1 SGB X) nach Lage des Falls eine HÃ¤rte bedeuten, die den
Leistungsbezieher in atypischer Weise stÃ¤rker belastet als den hierdurch im
Normalfall Betroffenen. Ebenso ist das Verhalten des LeistungstrÃ¤gers im
Geschehensablauf in die Betrachtung einzubeziehen. Mitwirkendes Fehlverhalten
auf seiner Seite, das als eine atypische Behandlung des Falls i.S. einer Abweichung
von der grundsÃ¤tzlich zu erwartenden ordnungsgemÃ¤Ã�en Sachbearbeitung zu
werten ist, kann im Einzelfall die Atypik des verwirklichten Tatbestands nach Â§ 48
Abs. 1 Satz 2 SGB X ergeben. Dabei ist die Frage, ob ein atypischer Fall vorliegt,
nicht losgelÃ¶st davon zu beurteilen, welcher der in Nr. 1 bisÂ 4 vorausgesetzten
AufhebungstatbestÃ¤nde erfÃ¼llt ist (zu allem statt vieler nur BSG 01.07.2010, B
13 R 77/09 R, in juris Rn. 57 f., m.w.N., st. Rspr.).

Einen derartigen atypischen Fall verneint der Senat im vorliegenden Einzelfall,
sodass die AusfÃ¼hrungen dazu respektive zur ErmessensausÃ¼bung im
Ausgangs- und Widerspruchsbescheid ins Leere gehen, ebenso wie die
diesbezÃ¼glichen â�� ohnehin durchgreifend rechtlichen Bedenken unterliegenden
â�� AusfÃ¼hrungen des SG im angefochtenen Urteil sowie der klÃ¤gerische
Vortrag.

Wie bereits oben dargelegt, wusste der KlÃ¤ger spÃ¤testens Mitte April 2002 auf
Grundlage des Informationsschreibens der BKK M1 und des Umstands, dass er keine
Aufwendungen mehr zur freiwilligen Krankenversicherung hatte, dass sein Anspruch
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auf BeitragszuschÃ¼sse gegen die Beklagte nicht mehr bestand. Auch ist er
mindestens bedingt vorsÃ¤tzlich und fortgesetzt seiner Mitteilungspflicht aus Â§ 60
Abs. 1 Satz 1 Nr.Â 2 SGB I gegenÃ¼ber der Beklagten nicht nachgekommen. Dem
Verhalten des KlÃ¤gers lagen auch keine Motive zugrunde, die an sich irgendwie
billigenswert gewesen wÃ¤ren, zumal er namentlich seiner Mitteilungspflicht
gegenÃ¼ber der Beklagten zu keinem Zeitpunkt â�� und dies mehr als 14 Jahre
lang nicht â�� nachgekommen ist. Vielmehr hat er die zu Unrecht bezogenen
Leistungen, wenn nicht allein aus Gewinnstreben, so doch deswegen
weiterbezogen, weil er seiner Mitteilungspflicht bewusst nicht nachgekommen ist.
Dies alles schlieÃ�t hier die Annahme eines atypischen Falls aus (vgl. nur BSG
03.07.1991, 9b RAr 2/90, Rn.Â 17; BSG 20.02.1991, 11 RAr 67/89, in juris, Rn.Â 25).

Ungeachtet dessen begrÃ¼ndet der Umstand, dass der BKK M1 der Eintritt des
KlÃ¤gers in die KVdR bekannt war, in ErgÃ¤nzung der obigen AusfÃ¼hrungen schon
deshalb keinen atypischen Fall, weil der KlÃ¤ger gerade nicht darauf vertrauen
durfte â�� und es in Ansehung seiner BÃ¶sglÃ¤ubig- und Unlauterkeit auch nicht tat
-, dass die Beklagte anderweitig von der Beendigung seiner freiwilligen
Krankenversicherung Kenntnis erlangen werde (vgl. nur BSG 01.07.2010, B 13 R
77/09Â R, in juris, Rn. 60).

Auch der lange Ã�berzahlungszeitraum von mehr als 14 Jahren entlastet den
KlÃ¤ger nicht und begrÃ¼ndet keinen atypischen Fall, denn die Ursache der seit
dem 01.04.2002 eingetretenen Ã�berzahlungen hat der KlÃ¤ger durch sein
bÃ¶sglÃ¤ubiges und unlauteres Verhalten fortwÃ¤hrend selbst gesetzt.

Soweit der KlÃ¤ger, wiederum nur pauschal, gemeint hat, die hohe Summe der
Erstattungsforderung wÃ¼rde seine finanziellen MÃ¶glichkeiten Ã¼berschreiten
und eine besondere HÃ¤rte darstellen, rechtfertigt auch dies bereits deshalb keine
andere Bewertung, weil er seine persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
schon im Verwaltungsverfahren â�� wo ihm die Beklagte ausdrÃ¼cklich ein
entsprechendes konkretes Vorbringen eingerÃ¤umt hat â�� wie auch im
gerichtlichen Verfahren nicht nachprÃ¼fbar und konkret offengelegt hat (vgl. dazu
BSG 31.01.2008, B 13 R 23/07 R, Rn.Â 31). Ohnehin verkennt die KlÃ¤gerseite, dass
es fÃ¼r die Frage eines atypischen Falls maÃ�geblich darauf ankommt, ob der
Versicherte â��infolge des Wegfalls jener Sozialleistung, deren Bewilligung
rÃ¼ckwirkend aufgehoben wurde, im Nachhinein unter den Sozialhilfesatz sinken
oder vermehrt sozialhilfebedÃ¼rftig wÃ¼rdeâ�� (BSG 30.06.2016, B 5 RE 1/15 R, in
juris, Rn. 25; BSG 12.12.1995, 10 RKg 9/95, in juris, Rn. 25, 35). Dass der KlÃ¤ger
gerade â��infolgeâ�� des nachtrÃ¤glichen Wegfalls der im Zeitraum vom
01.05.2002 bis 31.07.2017 (die Aufhebung fÃ¼r den Monat April 2002 sowie die der
SPV-Bewilligung hat keinen Bestand, s.u.) monatlich zu Unrecht gezahlten GKV-
BeitragszuschÃ¼sse i.H.v. durchschnittlich unter 100 â�¬ im Monat â��im
Nachhineinâ�� â��fÃ¼r den von der Aufhebung betroffenen Zeitraumâ�� (BSG
26.08.1994, 13 RJ 29/93, in juris, Rn. 29) sozialhilfebedÃ¼rftig oder vermehrt
sozialhilfebedÃ¼rftig wÃ¼rde, ist nicht ansatzweise ersichtlich und nicht einmal
auch nur behauptet worden.

Ebenso neben der Sache liegt die (wiederum nur pauschal gebliebene) Behauptung
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der KlÃ¤gerseite, der KlÃ¤ger habe die zur Erstattung gebrachten Leistungen
verbraucht. Ein atypischer Fall kann damit bereits deshalb nicht begrÃ¼ndet
werden, weil der KlÃ¤ger entsprechend der obigen AusfÃ¼hrungen nicht
gutglÃ¤ubig, sondern bÃ¶sglÃ¤ubig und unlauter gewesen ist, weswegen er nicht in
schÃ¼tzenswerter Weise darauf hat vertrauen dÃ¼rfen, die zu Unrecht bezogenen
Leistungen behalten und verbrauchen zu dÃ¼rfen (s. nur BSG 26.08.1994, 13 RJ
29/93, in juris, Rn. 7; Merten in Hauck/Noftz, SGB X, Â§ 48 Rn. 79 m.w.N., Stand
2023).

Mangels Atypik war der Beklagten mithin vorliegend kein Ermessen hinsichtlich der
Aufhebung der Bewilligungsbescheide vom 17.06.1998 mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit eingerÃ¤umt.

Angesichts der entgegenstehenden Diktion des SG dazu sieht sich der Senat noch
zu folgenden ergÃ¤nzenden AusfÃ¼hrungen veranlasst:

Ein Mitverschulden der Beklagten an der Ã�berzahlung ist nicht festzustellen. Sie
hat nach erneuter Ã�berprÃ¼fung der MeldedatensÃ¤tze im Berufungsverfahrens
schlÃ¼ssig und nachvollziehbar dargelegt, dass sie auf Grund der umgehenden und
vollautomatisierten ZurÃ¼ckweisung des Meldedatensatzes der BKK M1 wegen
widersprÃ¼chlicher Kennzahlen vor November 2016 keine Kenntnis von der
Beendigung der freiwilligen Krankenversicherung des KlÃ¤gers seit April 2002 hatte.
Dagegen ist nichts zu erinnern, zumal sich aus den vorgelegten Unterlagen der BKK
M1 nichts Abweichendes ergibt â�� insbesondere nichts zu einer dort stattgehabten
Ã�berprÃ¼fung und Korrektur des Datensatzes vom 28.03.2002 â�� und diese
mitgeteilt hat, dass ihr weitere Unterlagen bzw. elektronische Daten zu dem
Vorgang nicht mehr vorliegen.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Beklagte im konkreten Einzelfall des KlÃ¤gers die
Fehlerhaftigkeit der fortlaufenden Zuschusszahlung hÃ¤tte anderweitig erkennen
kÃ¶nnen oder bei dieser zumindest Zweifel an der Richtigkeit hÃ¤tten aufkommen
mÃ¼ssen, sind nicht ersichtlich. Im Gegenteil, der KlÃ¤ger hat selbst eingerÃ¤umt,
dass er der Beklagten zu keinem Zeitpunkt eine Mitteilung gemacht oder sonst
wegen seines Versichertenstatus auf sie zugegangen ist.

Aber selbst wenn der Datensatz vom 28.03.2002 bei der Beklagten dereinst in einer
fÃ¼r die Sachbearbeitung kenntnisnahmefÃ¤higen Weise eingegangen wÃ¤re,
wÃ¼rde dies den KlÃ¤ger nicht entlasten und keinen atypischen Fall begrÃ¼nden.
Denn ein schlichtes Ã�bersehen einer solchen Meldung â�� die, wie schon
dargelegt, nicht dem Schutz von Versicherten vor Ã�berzahlungen dient, sondern
dem Beitragsaufkommen der Sozialversicherung â�� ohne Hinzutreten weiterer
UmstÃ¤nde wÃ¼rde allenfalls einen â��normalenâ�� Verwaltungsfehler darstellen,
der in Ansehung des vorsÃ¤tzlichen und Ã¼ber 14 Jahre wÃ¤hrenden Unterlassens
des KlÃ¤gers, seiner gesetzlichen Mitteilungspflicht nachzukommen, vollstÃ¤ndig
hinter seinem unlauteren Verhalten zurÃ¼cktrÃ¤te (vgl. BSG 30.10.2013, BÂ 12 R
14/11 R, in juris, Rn. 35, zu einer versÃ¤umten NachprÃ¼fung einer
Datensatzmeldung; Senatsurteil vom 22.05.2014, L 10 R 4623/12, n.v.).
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Nichts Anderes gÃ¤lte hinsichtlich eines Fehlverhaltens der BKK M1, einen korrekten
Datensatz zu melden bzw. einen (vollautomatisiert) zurÃ¼ckgewiesenen Datensatz
zu Ã¼berprÃ¼fen, zu korrigieren und ggf. mit dem Ã�bermittlungsempfÃ¤nger
RÃ¼cksprache zu nehmen, zumal sich â�� wie ebenfalls schon dargelegt â�� die
Meldepflicht nach Â§ 201 Abs. 5 Satz 1 SGB V nicht auf BeitragszuschÃ¼sse
bezieht, wohl aber die Mitteilungspflicht des KlÃ¤gers.

Nur am Rande merkt der Senat noch an, dass er auch bereits mehrmals
entschieden hat (Senatsurteil vom 22.05.2014, L 10 R 4623/12; Senatsurteil vom
18.10.2012, L 10 R 1938/10, beide n.v.; ebenso Landessozialgericht â�� LSG â��
Baden-WÃ¼rttemberg 23.01.2013, L 5 R 5250/11, in juris), dass eine fehlerhafte
DatensatzÃ¼bermittlung der Krankenkasse im gegebenen Zusammenhang dem
RentenversicherungstrÃ¤ger nicht, auch nicht unter dem Gesichtspunkt einer sog.
â��Funktionseinheitâ�� (so zum Herstellungsanspruch u.a. BSG 06.05.2010, B 13 R
44/09 R, in juris, Rn. 31 m.w.N.), zuzurechnen ist, weil es sich bei der erwÃ¤hnten
Meldepflicht nach Â§ 201 Abs. 5 Satz 1 SGB V um eine alleinige Pflicht der
Krankenkasse und nicht um eine Verpflichtung der Beklagten handelt, sodass von
einer arbeitsteiligen ErfÃ¼llung der einem SozialleistungstrÃ¤ger obliegenden
sozialrechtlichen Aufgaben kraft Gesetzes oder Vertrages durch Bedienung eines
anderen SozialleistungstrÃ¤gers keine Rede sein kann.

Selbst wenn man dem entgegen gleichwohl einen atypischen Fall und ein
behÃ¶rdliches Mitverschulden an den Ã�berzahlungen annehmen wollte, hÃ¤tte die
Beklagte ihr Ermessen in den angefochtenen Entscheidungen â�� entgegen dem SG
hat sie bereits im Ausgangsbescheid, wenn dort auch knapp, aber in Ansehung der
umfangreich geschilderten Sach- und Rechtslage hinreichend â�� jedenfalls
fehlerfrei ausgeÃ¼bt, weil die Annahme, dass der Meldedatensatzfehler jedenfalls
hinter dem schwerwiegenden, unlauteren und langjÃ¤hrigen Fehlverhalten des
bÃ¶sglÃ¤ubigen KlÃ¤gers vollstÃ¤ndig zurÃ¼ckzutreten hat, nicht zu beanstanden
ist und es dazu nach ausfÃ¼hrlicher Subsumtion unter die
Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 SGB X auch keiner
weitergehenden Darlegungen bedarf. Dazu hat auch der KlÃ¤gervortrag keine
Veranlassung gegeben, weil er zu weiten Teilen schon neben der Sache liegt bzw.
ihm nicht zu folgen ist.

Die Beklagte hat hinsichtlich der Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-
Zuschuss) mit dem Bescheid vom 23.08.2017 auch die Jahresfrist des Â§ 48 Abs. 4
Satz 1 i.V.m. Â§ 45 Abs.Â 4 Satz 2 SGB X eingehalten. Es bestehen keinerlei
durchgreifenden Zweifel daran (s.o.), dass sie erstmals durch die Mitteilung der BKK
M1 im November 2016 tatsÃ¤chlich erfahren hat, dass die freiwillige
Krankenversicherung des KlÃ¤gers bereits seit dem 01.04.2002 beendet war und
damit seither die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines entsprechenden
Zuschusses zur Krankenversicherung nicht mehr vorlagen. Ob eine andere
BehÃ¶rde, vorliegend namentlich die BKK M1, Kenntnis von UmstÃ¤nden hat, die
die Aufhebung eines von einer anderen BehÃ¶rde (hier: der Beklagten) erlassenen
Dauerverwaltungsakts wegen einer wesentlichen Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen
oder rechtlichen VerhÃ¤ltnisse rechtfertigen kÃ¶nnten, ist fÃ¼r die o.a. Frist ohne
Belang (vgl. statt vieler nur BSG 31.01.2008, B 13 R 23/07Â R, in juris, Rn. m.w.N.).
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Die Aufhebung der rechtswidrig gewordenen begÃ¼nstigenden Bewilligung des GKV-
Zuschusses (Bescheid vom 17.06.1998) zu Lasten des KlÃ¤gers mit Wirkung fÃ¼r
die Vergangenheit durch die angefochtenen Bescheide war auch nicht nach Â§ 48
Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45 Abs. 3 Satz 3 SGBÂ X eingeschrÃ¤nkt. Zwar war die
Zehnjahresfrist, die mit Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse i.S.d. Â§Â 48 Abs. 1 Satz 1
SGB X beginnt (statt vieler nur BSG 11.12.1992, 9a RV 20/90, in juris, Rn. 20;
Merten in Hauck/Noftz, a.a.O. Rn. 110), vorliegend also am 01.04.2002, zum
Zeitpunkt des Erlasses des Bescheids vom 23.08.2017 bereits abgelaufen. Indes
greift vorliegend hinsichtlich des GKV-Zuschusses (zum SPV-Vorschuss s.u.) die
Ausnahmebestimmung des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45 Abs. 3 Satz 4 SGB X ein,
weil dem KlÃ¤ger der monatliche (Geldleistungs-)Zuschuss zur GKV noch zum
Zeitpunkt der Einleitung des vorliegenden Ausgangsverwaltungsverfahrens im
November 2016 (vgl. Bl. 1 VerwA; zur Verfahrenseinleitung i.S.d. Â§ 8 SGB X z.B.
durch Nachfrage bei anderen BehÃ¶rden bzw. dortige DatenÃ¼berprÃ¼fungen s.
nur Neumann in Hauck/Noftz, a.a.O., Â§Â 8 Rn.Â 26, Stand September 2015;
Palsherm in jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 8 Rn. 25, Stand 23.11.2021) mit der
laufenden Rente tatsÃ¤chlich gezahlt wurde. Damit konnte die Aufhebung der GKV-
Zuschussbewilligung mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit auch noch nach Ablauf
von zehn Jahren erfolgen.

Was die Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-Zuschuss) fÃ¼r den Monat
April 2002 anbelangt, verneint der Senat indes die Voraussetzungen des Â§ 48 Abs.
1 Satz 2 Nr. 2 undÂ 4 SGBÂ X. Nachdem der KlÃ¤ger das Schreiben der BKK M1 vom
09.04.2002 erst im Laufe dieses Monats zur Kenntnis genommen hatte, die
Zuschussauszahlung fÃ¼r den Monat April 2002 bereits zu Beginn des Monats mit
der laufenden Rente erfolgt war (vgl. auch Â§ 272a Abs. 1 SatzÂ 1 HalbsatzÂ 2 SGB
VI) und die BKK M1 bei ihm noch Mitte April 2002 letztmalig freiwillige BeitrÃ¤ge
eingezogen hatte, sieht der Senat zu Gunsten des KlÃ¤gers bezogen auf die fÃ¼r
diesen Monat erfolgte GKV-ZuschussÃ¼berzahlung und bezogen auf die zeitlichen
AblÃ¤ufe bis Mitte April 2002Â  (noch) keine hinreichend belastbaren Anhaltspunkte
fÃ¼r ein pflichtwidriges Verhalten bzw. fÃ¼r ein bÃ¶sglÃ¤ubiges Wissen oder
WissenmÃ¼ssen des KlÃ¤gers bis Mitte April 2002. Derartiges hat auch die
Beklagte nicht aufgezeigt und die Aufhebungsnorm des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
SGB X (analog) ist fÃ¼r die vorliegende Konstellation einer ZuschussÃ¼berzahlung
von vornherein nicht einschlÃ¤gig (s. dazu nur BSG 27.06.2012, BÂ 12Â R 6/10 R, in
juris, Rn. 20 ff.; Senatsurteil vom 22.05.2014, L 10 R 4623/12, n.v.). Deswegen hat
das SG jedenfalls im Ergebnis zu Recht der Sache nach die Aufhebung des
Bescheids vom 17.06.1998 (GKV-Zuschuss) durch den Bescheid vom 23.08.2017 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 hinsichtlich des Monats
April 2002 kassiert, sodass der damit korrespondierenden Forderung eines
Erstattungsbetrags i.H.v. von 68,14 â�¬ die Grundlage entzogen ist.

Entsprechendes gilt hinsichtlich der Aufhebung des Bescheids vom 17.06.1998 (SPV-
Zuschuss) fÃ¼r den vergangenen Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 zu
Ungunsten des KlÃ¤gers durch den Bescheid vom 23.08.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018. Insoweit scheitert die Aufhebung
entgegen der insoweit nicht begrÃ¼ndeten Behauptung im Widerspruchsbescheid
an der Zehnjahresfrist des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45 Abs. 3 Satz 3 SGB X â��
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diesbezÃ¼glich wird auf die obigen AusfÃ¼hrungen Bezug genommen -, weil die
Voraussetzungen des Â§Â 48 Abs. 4 SatzÂ 1, Â§Â 45 Abs. 3 Satz 4 SGBÂ X
hinsichtlich des SPV-Zuschusses gerade nicht gegeben sind. Denn dem KlÃ¤ger
wurde dieser Zuschuss bereits seit April 2004 tatsÃ¤chlich nicht mehr gewÃ¤hrt â��
mithin auch und erst recht nicht bis zum Beginn des hiesigen
Ausgangsverwaltungsverfahrens gezahlt -, nachdem der entsprechende
Bewilligungsbescheid vom 17.06.1998 mit bindendem (s. dazu BSG 01.07.2010, B
13 R 77/09Â R, in juris, Rn. 50 ff.) Bescheid vom 08.03.2004 mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft aufgehoben worden war (s.o.). Damit geht auch die Erstattungsforderung
der Beklagten wegen Ã¼berzahlter SPV-ZuschÃ¼sse im o.a. Zeitraum i.H.v.
insgesamt 210,72 â�¬ ins Leere.

Hat die von der Beklagten verfÃ¼gte Aufhebung des Bewilligungsbescheids vom
17.06.1998 (GKV-Zuschuss) somit fÃ¼r den Zeitraum vom 01.05.2002 bis
31.01.2017 Bestand, weil sie rechtmÃ¤Ã�ig erfolgt ist, ist die im Bescheid vom
23.08.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.05.2018 auch
enthaltene Erstattungsanordnung im Umfang der in diesem Zeitraum Ã¼berzahlten
ZuschÃ¼sse und damit in HÃ¶he eines Betrags von insgesamt 13.269,67 â�¬
ebenfalls rechtmÃ¤Ã�ig. Nach Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist Voraussetzung fÃ¼r die
RÃ¼ckforderung der in dieser HÃ¶he Ã¼berzahlten ZuschÃ¼sse zur GKV lediglich,
dass der sie bewilligende Verwaltungsakt (durch die Verwaltung oder die Gerichte)
aufgehoben worden und der Rechtsgrund fÃ¼r diese Leistungen dadurch
nachtrÃ¤glich entfallen ist (statt vieler nur BSG, 30.10.2023, B 12 R 14/11 R, in juris,
Rn.Â 40). Dies ist vorliegend fÃ¼r den Zeitraum vom 01.05.2002 bis 31.01.2017 der
Fall. Ist â�� wie vorliegend â�� die Aufhebungsentscheidung sachlich fÃ¼r diesen
Zeitraum mithin richtig, beschrÃ¤nkt sich die PrÃ¼fung der Entscheidung Ã¼ber die
damit korrespondierende Erstattung nur noch darauf, ob dem Erstattungsverlangen
selbst gegenÃ¼ber Einwendungen entgegengesetzt werden kÃ¶nnen (BSG
01.07.2010, B 13 R 77/09 R, in juris, Rn. 61 m.w.N.). Entsprechendes ist vorliegend
nicht ersichtlich, zumal die HÃ¶he des verbliebenen Erstattungsbetrags von
13.269,67 â�¬ dem entspricht, was der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 01.05.2002 bis
31.01.2017 monatlich an unrechtmÃ¤Ã�igen ZuschÃ¼ssen fÃ¼r die GKV erhalten
hat, was den jeweiligen Renten(neuberechnungs)bescheiden bzw. den
Berechnungsanlagen dazu unschwer entnommen werden kann. Soweit der KlÃ¤ger
(nur pauschal) behauptet hat, er kÃ¶nne die Erstattungsforderung ob seiner
finanziellen MÃ¶glichkeiten nicht begleichen, berÃ¼hrt dies auch im Rahmen des Â§
50 Abs. 1 SGB X den Bestand der Forderung nicht und ist im vorliegenden
Erkenntnisverfahren ohne Belang.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Da die Beklagte mit ihrem
Rechtsmittel nur geringfÃ¼gig (namentlich Reduzierung des ursprÃ¼nglichen
Erstattungsbetrags von 13.548,53 â�¬ lediglich um 278,86 â�¬) keinen Erfolg hat,
entspricht eine Kostenquotelung zu Gunsten des KlÃ¤gers nicht der Billigkeit.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.
Â 
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